
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verbandsgemeinde Westliche Börde 
Marktstraße 7 
39397 Gröningen 
 
 
 
 
Verbandsgemeinde Westliche Börde- 3. Änderung des Flächennut-
zungsplans Gröningen 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die von Ihnen übergebenen Planunterlagen zum o. g. Planverfahren 
wurden von den Ämtern des Landkreises Börde geprüft. 
 
Folgende Unterlagen wurden eingereicht: 

 Vorentwurf Planzeichnung M 1:1.000 (Stand 04/2025) 
 Vorentwurf Begründung (Stand 04/2025) 

 
Seitens des Landkreises Börde wird mit folgenden Hinweisen und An-
regungen Stellung genommen: 
 
Amt für Planung und Umwelt 
SG Kreisplanung 
Regionalplanung 
Untere Landesentwicklungsbehörde 
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind im Gesetz über den 
Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) 
vom 11.03.2011 (GVBl LSA Nr. 6/2011, S. 160) und die konkreten Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Entwicklungsplan 
(REP MD) der Planungsregion Magdeburg (beschlossen am 
17.05.2006, genehmigt am 29.05.2006 und bekannt gemacht am 
30.06.2006 (außer Teilplan Wind, der durch Urteil des BVerwG 2016 
außer Kraft gesetzt wurde)) festgestellt.  
Der Regionale Entwicklungsplan (REP MD) der Planungsregion Mag-
deburg befindet sich zurzeit in Neuaufstellung. 
 
Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeutsamen Planungen zu 
beachten.  
 
Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt 
(LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. LSA S. 170), geändert durch 
Gesetz zur Änderung des Landesentwicklungsgesetzes Sachsen-An-
halt vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203) ist der Antragsteller ver-
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pflichtet, der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales 
des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24), die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
mitzuteilen und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die Feststellung der Vereinbarkeit der 
oben genannten Planung/Maßnahme mit den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die 
gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde nach § 
13 Abs. 2 LEntwG LSA. 
Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung ist die Stellungnahme der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg einzuholen. 

Begründung 

Beim o. g. Vorhaben handelt es sich um die 3. Änderung des Flächennutzungsplans Gröningen. 
Das derzeitig im Flächennutzungsplan festgelegte Sondergebiet für Windenergie soll insgesamt 
vergrößert werden und in seinem Abstand zur Wohnbebauung im Außenbereich „Alte Schäferei“ 
korrigiert werden. 

Das Vorhaben fällt demnach unter keinem der Punkte 3.3 des Runderlasses des MLV 1. 11. 2018 
– 24-20002-01. 

Sollte die Oberste Landesentwicklungsbehörde einschätzen, dass eine raumbedeutsame Pla-
nung vorliegt, sind die Ziele der Raumordnung zu beachten. 

Bauleitplanung 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist, dabei hat sich die Bauleitpla-
nung den Zielen der Raumordnung anzupassen (Abs. 4). 
 
Im Ergebnis der 3. Änderung des FNP Gröningen soll für eine Fläche von ca. 440 ha ein Sonder-
baugebiet mit der Zweckbestimmung Windenenergie gem. § 5 Abs.2 Nr.1 BauGB in Verbindung 
mit § 1 Abs. 2 BauNVO und § 11 Abs. 2 BauNVO dargestellt werden. 
 
Im Änderungsbereich befindet sich das Satzungsgebiet des Bebauungsplans Nr. 1/2023 „Wind-
park Am Speckberg“ Gröningen in der Fassung der 3. Änderung vom 29.07.2024.  
Weiterhin hat die Stadt Gröningen in dem betreffenden Sondergebiet die Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr.01/2025 „Windpark Am Speckberg- Ost“ beschlossen.  
 
Bauordnungsamt 
Brandschutz 
Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen bestehen aus Sicht des vorbeugenden Brandschut-
zes gegen das o. g. Vorhaben keine Einwände/ Bedenken. 
Maßnahmen des baulichen Brandschutzes wurden nicht geprüft. 
 
Amt für Gesundheit und Verbraucherschutz 
Anlass dieser Änderung ist die Erweiterung des bestehenden Sondergebietes für Windenergie 
von 83 ha auf 100 ha. 
 
Nach eingehender Durchsicht und Prüfung der Unterlagen ergeht von Seiten des Amtes für 
Gesundheit und Verbraucherschutz auf der Grundlage des § 6 des Gesetzes über den 
öffentlichen Gesundheitsdienst und die Berufsausübung im Gesundheitswesen im Land 
Sachsen-Anhalt (Gesundheitsdienstgesetz — GDG LSA) vom 21.11.1997 nachfolgende 
Stellungnahme.  
 
Aus umweltmedizinischer Sicht bestehen gegen die Flächennutzungsänderung grundsätzlich 
keine Bedenken. 
Es wird davon ausgegangen, dass erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch im 
Einwirkungsbereich ausgehend von den o.a. Planungsabsichten nicht zu erwarten sind. 
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Amt für Straßenbau- und unterhaltung 
Belange des Landkreises Börde, Amt für Straßenbau und -unterhaltung als Straßenbaulastträger 
für Kreisstraßen gemäß § 23 Abs. 2 Straßengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (StrG LSA) sind 
nicht betroffen.  
Im Plangebiet selbst bzw. unmittelbar angrenzend an das Plangebiet befinden sich keine Kreis-
straßen.  
Insofern gibt es keinerlei Bedenken. Der 3. Änderung vom F-Plan wird zugestimmt. 
 
SG Abfallüberwachung  
Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht steht der 3. Änderung des Flächennutzungsplans 
Gröningen grundsätzlich nichts entgegen. 
 
Im Rahmen der weiteren Planung sowie der Umweltprüfung ist der vorsorgende Bodenschutz zu 
berücksichtigen. 
Die Flächeninanspruchnahme ist auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
Der durch die geplante Bebauung anfallende wertvolle Oberboden (Mutterboden) ist nutzbar zu 
erhalten und vor Verlust zu schützen. Die einschlägigen DIN sind zu beachten und umzusetzen.  
 
Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt oder ergeben sich Hinweise 
bzw. Verdachtsmomente, dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Amt für Planung 
und Umwelt des Landkreises Börde anzuzeigen. 
 
SG Naturschutz und Forsten  
Ergebnis Naturschutz: positiv 
Es gibt keine grundsätzlichen Bedenken der unteren Naturschutzbehörde gegen die 3. Änderung 
des Flächennutzungsplans Gröningen. 
 
SG Immissionsschutz 
Immissionsschutz: 
Hinsichtlich des Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung gebe ich folgende Hin-
weise: 
Im Rahmen der weiteren Planung werden gutachterliche Untersuchungen hinsichtlich Lärmim-
missionen, Schattenwurf, Discoeffekt des Rotors, Immissionen durch Blinken der Nachtkenn-
zeichnung, Infra- und Körperschall, Feinstaub erwartet. 
Danach erfolgt eine immissionsschutzrechtliche Prüfung hinsichtlich möglicher schädlicher Um-
welteinwirkungen. 
Maßgebliche Immissionsorte sind die Außenbereichswohnbebauung „Alte Schäferei“, die Orts-
lage Dalldorf sowie Heteborn. 
 
SG Wasserwirtschaft 
Ergebnis Niederschlagswasser: positiv 
Keine Einwände 
 
Ergebnis: wassergefährdende Stoffe: positiv 
Gegen die 3. Änderung des fortgeltenden Flächennutzungsplans Gröningen bestehen aus Sicht 
der Gewässeraufsicht – wassergefährdende Stoffe – keine Bedenken. 
 
Hinweis: 
Grundsätzlich sind bei der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen mit wassergefährdenden 
Stoffen sowie beim generellen Umgang mit Wasserschadstoffen die Regelungen des Gesetzes 
zur Ordnung des Wasserhaushalts – WHG vom 31. Juli 2009 sowie der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen – AwSV vom 18. April 2017 in der jeweils aktuellen 
Fassung zu beachten. 
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Ergebnis Trinkwasser/Grundwasser: positiv 
Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen die 3. Änderung des fortgel-
tenden Flächennutzungsplans Gröningen, wenn folgende Hinweise (H) berücksichtigt und Aufla-
gen (A) eingehalten werden: 
 
Der Standort befindet sich außerhalb von Wasserschutz-, Hochwasserrisiko- und Überschwem-
mungsgebieten.  
Die flächenhafte Grundwassergeschütztheit gegenüber Stoffeinträgen aus dem Oberboden ist für 
den Planungsbereich als hoch bzw. sehr hoch eingestuft. 
 
Auflagen 
(A1) Wenn eine Wasserversorgung nötig wird, ist das Plangebiet aus dem öffentlichen Netz mit 
Trinkwasser zu versorgen. 
 
(A2) Wenn im Plangebiet Aufschüttungen erstellt werden sollen, muss das verwendete Material 
so beschaffen sein, dass von der Aufschüttung keine Gefahr für das Grundwasser ausgeht. Das 
für die Aufschüttung vorgesehene Material ist so auszuwählen, dass durch entstehendes Sicker-
wasser keine Schadstofffreisetzung mit schädlicher Grundwasserveränderung zu besorgen ist. 
Die Eignung des verwendeten Materials ist gegenüber dem Amt für Planung und Umwelt des 
Landkreises Börde nachzuweisen. 
 
Hinweise 
(H1) Wenn im Rahmen von Baumaßnahmen bauzeitliche Grundwasserabsenkungen notwendig 
werden (z. B. für Fundamentbau) sind für diese unabhängig vom baurechtlichen Verfahren was-
serrechtliche Erlaubnisse gemäß §8 -10 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Börde zu beantragen. 
 
(H2) Wenn bei Baumaßnahmen Stoffe verwendet werden, die die Grundwasserqualität dauerhaft 
verschlechtern können, handelt es sich um eine Gewässerbenutzung gemäß § 9 (2) Nr. 2 Was-
serhaushaltsgesetz. Es ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß Wasserhaushaltsgesetz er-
forderlich, egal ob diese Stoffe oberhalb oder unterhalb des Grundwasserspiegels eingebaut wer-
den. Stoffe, die die Grundwasserqualität dauerhaft verschlechtern können, sind z B. Hausmüll-
verbrennungsschlacke und andere Ersatzbaustoffe mit löslichen Bestandteilen. Die wasserrecht-
liche Erlaubnis ist mindestens 4 Wochen vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde zu be-
antragen. Eine Auflistung der notwendigen Unterlagen kann bei der unteren Wasserbehörde ab-
gefordert werden. 
 
Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be-
hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
Heider 
Komm. Amtsleiter 
 
 
 
  


